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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
 
Fachdienst Bauaufsicht 
Die überbaubare Fläche wird verkleinert und nur auf dem oberen 
Grundstücksteil festgesetzt. Im unteren Bereich wird eine Fläche für 
Stellplätze/Garagen und Nebenanlagen festgesetzt. 
Im Text-Teil B wird festgesetzt, dass die Firsthöhe von max. 43,85 m  
ü.NN nicht überschritten werden darf. Die Festsetzung im Text-Teil B, 
Ziffer 2.1 des Ursprungsplanes gilt nicht für diese Planänderung. 
 
Fachdienst Abwasser 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Fachdienst Abwasser 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Es wird ein Bodengutachter beauftragt, Bodenuntersuchungen 
durchzuführen, die Ergebnisse werden in die Planung eingearbeitet. 
 
Die Grundflächenzahl (GRZ) verändert sich nicht gegenüber dem 
Ursprungsplan. Südlich des Lippenhorstweges und westlich des Teiches 
ist im Ursprungsplan eine Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt, diese 
Fläche könnte ebenfalls bebaut werden. Aufgrund der jetzt 
vorgesehenen Festsetzung – GRZ 0,2 und die Festsetzung einer Fläche 
für Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen im Bereich der ehemaligen 
Gemeinbedarfsfläche, fällt kein zusätzlich abzuleitendes 
Niederschlagswasser, gegenüber dem Ursprungsplan, im 
Plangeltungsbereich der 1. Änderung an. 
 
Die Baugrenze wird aus dem nördlich tiefer liegenden Bereich 
herausgenommen. Somit liegt keine Baugrenze teilweise auf dem 
Flurstück 72. Diese Fläche ist jetzt vorgesehen für Garagen, Stellplätze 
und Nebenanlagen. 
 
Landschaftsplanung und Naturschutz 
Zu 1: 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die Standorte der zu pflanzenden Stieleichen sind zur Vervollständigung 
des Straßenbildes, im nördlichen Planbereich, entlang des 
Lippenhorstweges vorgesehen.  
Die Baugrenzen werden in einem Abstand von 3 m zur Kronentraufe der 
zu erhaltenden Bäume festgesetzt um Konflikte im Zusammenhang mit 
der zukünftigen Bebauung zu vermeiden. 
Die textliche Festsetzung Ziffer 3.1 wird mit dem Satz „Die 
Wurzelbereiche der zum Erhalt festgesetzten Bäume sind gegen 
Bodenauftrag und Bodenabtrag sowie vor Versiegelungen u.ä. dauerhaft 
zu schützen.“ ergänzt. 
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Zu 2: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Der Text-Teil B wird 
mit den artenschutzrechtlichen Belangen ergänzt. 
 
Zu 3: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Die Baugrenze wird aufgrund des Höhenunterschieds zwischen den 
Flurstücken 71, 72 und 85/2, nur auf dem Flurstück 71, festgesetzt. 
 
Zu 4 und 5: 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die Stellungnahmen betreffen nicht den Plangeltungsbereich der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 und sind somit nicht Teil dieser 
Planung. 
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Städtebau und Planungsrecht 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
1. und 2. Absatz 
Da der Bebauungsplan von den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes abweicht und dieser im Wege der Berichtigung 
anzupassen ist und die Voraussetzungen gegeben sind, wird das 
Verfahren nach § 13a BauGB weitergeführt. 
Der Punkt 3 der Begründung wird dementsprechend angepasst. 
 
3. Absatz 
Die überbaubare Fläche wird verkleinert und nur auf dem oberen 
Grundstücksteil festgesetzt. Im unteren Bereich wird eine Fläche für 
Stellplätze/Garagen und Nebenanlagen festgesetzt. 
 
4. Absatz  
Die Gemeinde möchte im Plangeltungsbereich eine 
generationsübergreifende Wohnform ermöglichen. Bei Beibehaltung der 
Grundflächenzahl (GRZ) ist mit einer höheren Versiegelung auf der 
Fläche zu rechnen, es kann lediglich ein Baukörper mit 4 Wohnungen 
entstehen. Damit nicht auf 2 Grundstücken 2 Häuser mit jeweils 4 
Wohnungen entstehen, setzt die Gemeinde zusätzlich fest, dass für 1 
Wohneinheit mindestens 500 m² Grundstücksfläche erforderlich sind. 
 
5. Absatz 
Die Höhendifferenz von ca. 3 m wird soweit beachtet, dass die 
überbaubare Grundstücksfläche nur auf dem Flurstück 71 festgesetzt 
ist. Am Böschungsfuß zur Gemeindestraße Lippenhorstweg erfolgt die 
Festsetzung von Garagen, Stellplätzen und Nebenanlagen, die 
Begründung wird ergänzt. 
 
Der letzte Absatz wird zur Kenntnis genommen, nach Bekanntmachung 
erhält der Kreis die berichtigte Flächennutzungsplanänderung. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, siehe Begründung 
Ziffer 5. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, siehe Begründung 
Ziffer 6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 


